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Steuerpflicht von Privatkliniken: Vergleichbarkeit mit öffentlichen Krankenhäusern entscheidend

Die nationale Umsetzung der EU-Vorgaben für die Umsatzsteuerbefreiung von Krankenhausbe-
handlungen und ärztlichen Heilbehandlungen sowie damit eng verbundener Umsätze privatrechtli-
cher Krankenhäuser steht weiterhin in der Diskussion und beschäftigt die Gerichte seit vielen 
Jahren. Dabei geht es insbesondere um das Kriterium der Vergleichbarkeit in sozialer Hinsicht, das 
der Europäische Gerichtshof (EuGH) bereits im Jahr 2020 thematisierte.
Das Finanzgericht Niedersachsen (FG) hatte sich nun mit dieser Thematik zu beschäftigen und kam 
zu dem Ergebnis, dass sich eine Privatklinik nicht auf die Steuerbefreiung nach der Mehrwertsteuer-
system-Richtlinie (MwStSystRL) berufen kann, wenn ihre Krankenhausleistungen nicht unter Bedin-
gungen erbracht werden, die mit den Bedingungen für Einrichtungen des öffentlichen Rechts in 
sozialer Hinsicht vergleichbar sind. Die Klägerin, eine Privatklinik, begehrte die Umsatzsteuerbefrei-
ung für Krankenhausleistungen aus den Jahren 2009 bis 2012. Das Finanzamt lehnte dies ab, da die 
Klinik bis zum 01.07.2012 nicht als zugelassenes Krankenhaus galt.
Das FG setzte das Verfahren zunächst aus und legte dem EuGH Fragen zur Vorabentscheidung vor. 
Dieser urteilte bereits 2022, dass die Steuerbefreiung nur unter bestimmten Bedingungen gelte. 
Dennoch hielt die Klägerin an ihrer Auffassung fest. Das Verfahren befindet sich derzeit im zweiten 
Rechtsgang.
Das FG wies die Klage ab und stellte klar, dass eine Privatklinik die Steuerbefreiung nach der MwSt-
SystRL nur beanspruchen kann, wenn ihre Krankenhausleistungen unter vergleichbaren sozialen 
Bedingungen wie bei öffentlichen Einrichtungen erbracht werden. Maßgeblich für die Beurteilung 
der Steuerbefreiung ist die Vergleichbarkeit der Privatklinik mit öffentlichen Krankenhäusern in sozi-
aler Hinsicht. Als Vergleichsgruppe bestimmte das FG alle nach § 108 Sozialgesetzbuch V zugelasse-
nen Krankenhäuser, da sie Teil der öffentlichen Krankenversorgung sind und den Abrechnungsregeln 
des Krankenhausentgeltgesetzes (KHEntgG) und des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (KHG) 
unterliegen.
Entscheidend war zudem die Preisgestaltung: Eine soziale Vergleichbarkeit entfällt, wenn entgegen
§ 17 Abs. 1 Satz 5 KHG höhere Entgelte verlangt werden, als nach den Regelungen des KHEntgG 
und des KHG entsprechend den DRG-Fallpauschalen abrechenbar wären. Auch die Abrechnungs-
methode spielte eine Rolle: Eine Vergleichbarkeit fehlt, wenn statt nach DRG-Fallpauschalen nach 
tagesgleichen, von der Verweildauer abhängigen Pflegesätzen abgerechnet wird. Zudem ist eine 
soziale Vergleichbarkeit ausgeschlossen, wenn die Kosten nicht durch das soziale Sicherungssystem 
oder aufgrund von Vereinbarungen mit den Behörden eines EU-Mitgliedstaats übernommen 
werden.

Hinweis: Die Revision wurde wegen der grundsätzlichen Bedeutung des Falls zugelassen.
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Entlastungsbetrag für Alleinerziehende: Gericht muss tatsächliche Lebensverhältnisse durch Zeu-
genvernehmung aufklären

Gerichte müssen den Sachverhalt, der einem Rechtsstreit zugrunde liegt, von Amts wegen erfor-
schen und dabei die erforderlichen Beweise erheben. Um dieser Pflicht nachzukommen, müssen sie 
den entscheidungserheblichen Sachverhalt so vollständig wie möglich und bis zur Grenze des 
Zumutbaren - unter Ausnutzung aller verfügbaren Beweismittel - aufklären. Dies gilt unabhängig 
davon, ob Beweisanträge der Beteiligten vorliegen. Werden Tatsachen oder Beweismittel außer 
Acht gelassen, deren Ermittlung sich hätte aufdrängen müssen, verletzt das Gericht seine Sachauf-
klärungspflicht und begründet einen Verfahrensmangel.
Wie weit die "Erforschung" des Gerichts gehen muss, veranschaulicht ein neuer Fall des Bundesfi-
nanzhofs (BFH), in dem fraglich war, ob die klagende Frau mit dem Vater ihrer Kinder in einer Haus-
haltsgemeinschaft gelebt hatte, so dass ihr kein Entlastungsbetrag für Alleinerziehende zu gewähren 
war. Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) hatte eine bestehende Haushaltsgemeinschaft 
trotz abweichender Meldeverhältnisse angenommen und sich dabei lediglich darauf gestützt, dass 
der Kindesvater in einem Steuerstrafverfahren angegeben hatte, dass er mit der Klägerin verlobt sei.
Aus der Geburt des zweiten gemeinsamen Kindes hatte das FG zudem geschlussfolgert, dass 
zwischen Mann und Frau ein nicht nur "geschäftlich bedingter Begegnungsverkehr" fortbestanden 
haben musste. Weitere Indizien für eine Haushaltsgemeinschaft waren für das Gericht, dass der 
Mann bei einer Hausdurchsuchung in der Wohnung der Frau angetroffen worden war, diese Woh-
nung aufgrund eines Schwimmbadbereichs "familienwohntauglich" war und der Mann über Bank- 
und Generalvollmachten der Frau verfügte.
All das genügte dem BFH jedoch nicht, um zwingend auf eine bestehende Haushaltsgemeinschaft 
zu schließen. Nach Auffassung des BFH hätte das FG den Mann als Zeuge von Amts vernehmen 
müssen, um die näheren Umstände des Zusammenlebens aufzuklären. Die Bundesrichter sahen in 
der fehlenden Sachverhaltsaufklärung einen Verfahrensmangel begründet und hoben das finanzge-
richtliche Urteil auf. In einem zweiten Rechtsgang muss das FG den Fall nun erneut aufrollen und 
den Mann vernehmen.
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Sachaufklärungspflicht des Gerichts: Wann ein Sachverständiger gehört werden muss

Nach den Regelungen der Finanzgerichtsordnung müssen Gerichte den Sachverhalt, der einem 
Rechtsstreit zugrunde liegt, von Amts wegen erforschen. Dabei steht es in ihrem pflichtgemäßen 
Ermessen, einen Sachverständigen hinzuzuziehen - hiervon können die Gerichte aber absehen, 
wenn sie selbst über die nötige Sachkunde verfügen und dies in ihren Entscheidungsgründen darle-
gen. Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung handelt ein Gericht aber ermessenfehlerhaft, 
wenn es von der Einholung eines Sachverständigengutachtens absieht, obwohl sich die Notwendig-
keit dieser zusätzlichen Beweiserhebung hätte aufdrängen müssen.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kürzlich entschieden, dass ein Gericht auch dann gegen seine Sach-
aufklärungspflicht verstößt, wenn es die Ladung eines Sachverständigen unter Hinweis auf die 
eigene Sachkunde ablehnt, diese Sachkunde jedoch überwiegend aus den Gutachten dieses Sach-
verständigen erworben worden ist.
In dem zugrunde liegenden Fall war ein Gutachten eines Sachverständigen für kalifornisches Recht 
in ein Verfahren vor dem Finanzgericht München (FG) eingeflossen. Zwecks mündlicher Erläuterung 
der Ausführungen hatte die Klägerseite eine Ladung des Sachverständigen beantragt, das FG dies 
jedoch mit dem Hinweis abgelehnt, dass es sich aus den vorliegenden Gutachten mittlerweile eine 
eigene Sachkunde "angelesen" habe. Der BFH sah in diesem Vorgehen einen Verfahrensfehler. Nach 
Auffassung der Bundesrichter war nicht auszuschließen, dass die finanzgerichtliche Entscheidung 
bei mündlicher Erläuterung durch den Sachverständigen anders ausgefallen wäre.
Hinweis: Das FG muss den Fall nun in einem zweiten Rechtsgang neu aufrollen und dabei den Sach-
verständigen zur mündlichen Verhandlung laden. Der Fall zeigt, dass Prozessparteien in der vorlie-
genden Konstellation auf die Ladung eines Sachverständigen zur mündlichen Verhandlung bestehen 
können.
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Fragliche Steuerschulden: Steuern zahlen trotz Zweifels an der Richtigkeit des Bescheids?

Wenn Sie einen Steuerbescheid erhalten, kann sich daraus eine Erstattung oder eine Schuld erge-
ben. Haben Sie Zweifel an der Richtigkeit der berechneten Steuer, so können Sie zuerst Einspruch 
gegen den Bescheid einlegen. Falls dies keinen Erfolg hat, ist der nächste Schritt die Klage. Sie 
sollten hierbei jedoch die Zahlung der Steuerschuld nicht aus den Augen verlieren. Denn ein 
Einspruch hemmt nicht die Zahlung. Damit die Zahlung aufgeschoben wird, bis es eine endgültige 
Entscheidung gibt, muss man die Aussetzung der Vollziehung (AdV) beantragen. Im Streitfall musste 
das Finanzgericht Münster (FG) entscheiden, in welcher Höhe die Steuerschuld ausgesetzt werden 
sollte.
Der Antragsteller ist Berechtigter eines durch Bebauung ausgenutzten Teilerbbaurechts. Die Woh-
nung ist vermietet. Gegen seinen Grundsteuerwertfeststellungsbescheid und seinen Grundsteuer-
messbetragsbescheid legte der Antragsteller Einspruch ein. Daraufhin änderte das Finanzamt die 
Bescheide. Gegen die geänderten Bescheide legte der Antragsteller erneut Einspruch ein und bean-
tragte erfolglos die AdV der Bescheide. Am 01.07.2024 stellte er daher einen gerichtlichen Antrag 
auf AdV. Die Grundsteuerbewertung sei nach seiner Ansicht in bestimmten Punkten verfassungs-
widrig. Das Finanzamt hatte während des Verfahrens mit Bescheiden vom 23.07.2024 die Vollzie-
hung der Steuerschuld zu 50 % ausgesetzt.
Der Antrag vor dem FG war unbegründet. Eine weiter gehende AdV über die bereits gewährten 50 
% hinaus ist abzulehnen. Grundsätzlich wäre eine AdV bei ernstlichen Zweifeln an der Rechtmäßig-
keit des Verwaltungsakts möglich. Allerdings muss dabei das besondere Aussetzungsinteresse das 
öffentliche Interesse am Vollzug des Gesetzes überwiegen. Bei der Interessenabwägung maßgeblich 
sind einerseits die Schwere des durch die Vollziehung des angefochtenen Verwaltungsakts eintre-
tenden Eingriffs beim Steuerpflichtigen und andererseits die Auswirkungen einer AdV hinsichtlich 
des Gesetzesvollzugs und des öffentlichen Interesses an einer geordneten Haushaltsführung.
Nach Ansicht des Senats überwiegt das Aussetzungsinteresse des Antragstellers nicht, da ihm keine 
irreparablen Nachteile durch die Grundsteuer drohen. Dem Antragsteller wurde außerdem bereits 
eine hälftige Aussetzung gewährt. Dadurch fällt seine wirtschaftliche Belastung schon geringer aus. 
Jedoch benötigen die Kommunen die Einnahmen aus der Grundsteuer, so dass einer weiteren Aus-
setzung ein öffentliches Interesse an der Sicherung der Einnahmen entgegensteht.

Breitfeld Nitsche und Partner Steuerberatungsgesellschaft
Neuer Wall 26–28  |  20354 Hamburg  |  Tel. +49 (0)40 36 77 55  |  Fax +49 (0)40 36 72 54

e-mail | mail@bnp-steuerberatung.hamburg  |  web | www.bnp-steuerberatung.hamburg



Keine außergewöhnliche Belastung: Kauf eines Luftreinigers während Pandemie war nicht absetz-
bar

Die Corona-Pandemie war eine große Belastung. Für die einen mehr, für die anderen weniger. Abge-
sehen von gesellschaftlichen Einschränkungen wurden auch technische Einrichtungen installiert, um 
einer Virusübertragung bestmöglich vorzubeugen. Einige Menschen erwarben daher ein Raum-
luftreinigungsgerät. Im Streitfall musste das Finanzgericht Köln (FG) über die steuerliche Absetzbar-
keit von dessen Kosten entscheiden.
Die Kläger waren verheiratet. Der Kläger litt unter anderem an einer Herz- und Niereninsuffizienz 
und war zu 60 % schwerbehindert. Das Immunsystem der Klägerin war aufgrund einer schweren 
Erkrankung stark geschwächt. Während der Corona-Pandemie kauften die Kläger daher ein mobiles 
Raumluftreinigungsgerät mit Schallschutz. In ihrer Einkommensteuererklärung 2020 machten sie die 
Kosten hierfür als außergewöhnliche Belastung geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab, da die Auf-
wendungen nicht außergewöhnlich seien. In der Corona-Pandemie seien vielen Steuerpflichtigen 
Aufwendungen für Schutzmaßnahmen entstanden.
Die Klage vor dem FG war unbegründet. Die Kosten für die Anschaffung des Reinigungsgeräts 
können nicht als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden. Sie liegen nicht außerhalb des 
Üblichen. Die Corona-Pandemie traf mit ihren gravierenden Auswirkungen fast alle Steuerpflichti-
gen. Treffen jedoch größere oder globale Katastrophen die überwiegende Mehrzahl der Steuer-
pflichtigen, so sind die dadurch veranlassten Aufwendungen nicht mehr außergewöhnlich.
Nach Ansicht des Gerichts gilt dies auch dann, wenn - wie im Streitfall - die Kläger zu einer Risiko-
gruppe gehören und bei ihnen eine erhöhte Gefahr für einen schweren Verlauf einer Erkrankung 
bestand. Das Finanzamt hatte zu Recht darauf hingewiesen, dass während der Pandemie viele Steu-
erpflichtige mit Vorerkrankungen hoch gefährdet waren. Des Weiteren entstanden die Kosten den 
Klägern nicht zwangsläufig in dem Sinne, dass sie sich ihnen nicht hätten entziehen können. Eine nur 
subjektive Annahme der Zwangsläufigkeit reicht für einen Abzug nicht aus.

Breitfeld Nitsche und Partner Steuerberatungsgesellschaft
Neuer Wall 26–28  |  20354 Hamburg  |  Tel. +49 (0)40 36 77 55  |  Fax +49 (0)40 36 72 54

e-mail | mail@bnp-steuerberatung.hamburg  |  web | www.bnp-steuerberatung.hamburg



Steuerpflicht von Erstattungszinsen: Finanzbehörden weisen anhängige Einsprüche zurück

Wenn Steuerzahler eine Steuererstattung vom Finanzamt erhalten, zahlt das Amt ihnen zusätzlich 
Erstattungszinsen, sofern nach Ablauf des betreffenden Steuerjahres bereits mehr als 15 Monate 
verstrichen sind. Ab diesem Zeitpunkt verzinst sich der Erstattungsbetrag mit 1,8 % pro Jahr.
Wer Erstattungszinsen erhält, muss diese im Jahr des Zuflusses als Kapitaleinkünfte (= Erträge aus 
sonstigen Kapitalforderungen jeder Art) versteuern. In der Vergangenheit war in zahlreichen 
Gerichtsverfahren darum gerungen worden, ob diese Besteuerung recht- bzw. verfassungsmäßig 
ist.
Nachdem sämtliche Verfahren vor dem Bundesfinanzhof und dem Bundessverfassungsgericht 
zulasten der Steuerzahler ausgegangen sind, haben die obersten Finanzbehörden der Länder nun 
eine Allgemeinverfügung erlassen, mit der sie alle am 20.02.2025 anhängigen Einsprüche zurück-
wiesen, mit denen ein Grundrechtsverstoß bei der Besteuerung von Erstattungszinsen geltend 
gemacht worden war.
Die Zurückweisung gilt auch für am 20.02.2025 anhängige Anträge auf Aufhebung oder Änderung 
einer Festsetzung oder Feststellung außerhalb eines Einspruchs- oder Klageverfahrens.

Hinweis: Zu einer Allgemeinverfügung greift die Finanzverwaltung regelmäßig, um anhängige Mas-
seneinsprüche und Massenanträge zu Rechtsfragen zurückzuweisen, die zwischenzeitlich vom 
Gerichtshof der Europäischen Union, vom Bundesverfassungsgericht oder vom Bundesfinanzhof 
entschieden worden sind. Betroffene Einspruchsführer können gegen eine Allgemeinverfügung 
innerhalb eines Jahres vor dem zuständigen Finanzgericht klagen.
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Unterhaltszahlungen: Bei Barzahlung geht die Absetzbarkeit verloren

Wer anderen Personen Unterhalt zahlt, kann die Ausgaben unter bestimmten Voraussetzungen als 
außergewöhnliche Belastungen von der Einkommensteuer absetzen. Seit 2025 gilt aber ein Barzah-
lungsverbot - Unterhaltsbeträge müssen zur steuerlichen Anerkennung seitdem per Überweisung 
auf das Konto des Unterhaltsempfängers geleistet werden.
Eine Ausnahme bilden aber Sachleistungen, also sogenannter Naturalunterhalt (z.B. mietfreies 
Wohnen). Da in solchen Fällen kein Geld fließt, kann der Wert der Sachleistung oder zumindest ein 
Teil davon unter bestimmten Voraussetzungen auch ohne dieses Überweisungserfordernis abge-
setzt werden.
Unterhalt ist maximal bis zur Höhe des Grundfreibetrags als außergewöhnliche Belastung absetzbar; 
dieser liegt für 2025 bei 12.096 EUR. Für 2024 lag der Grundfreibetrag bei 11.784 EUR. Beiträge 
in die Kranken- und Pflegeversicherung können zusätzlich berücksichtigt werden. Eine zumutbare 
Belastung (Eigenanteil) muss von Unterhaltsleistungen nicht in Abzug gebracht werden.
Unterhaltszahlungen an Ex-Partner können als Ehegattenunterhalt abgesetzt werden. Dies kann der 
Trennungsunterhalt für die Zeit zwischen Trennung und Scheidung sein oder der nacheheliche 
Unterhalt. Steuerlich absetzen lassen sich diese Ausgaben entweder als außergewöhnliche Belas-
tungen oder als Sonderausgaben. Hierfür muss in beiden Fällen aber eine rechtliche Unterhaltsver-
pflichtung bestehen.
Will man die Unterhaltszahlungen als Sonderausgaben geltend machen, lassen sich bis zu
13.805 EUR von der Steuer absetzen. Allerdings müssen dafür spezielle Voraussetzungen erfüllt 
sein: Der Unterhaltsempfänger muss der Vorgehensweise mit einer Unterschrift auf der Anlage U 
der Einkommensteuererklärung zustimmen und den erhaltenen Unterhalt in der Einkommensteuer-
erklärung als sonstige Einkünfte versteuern. Dieses sogenannte Realsplitting lohnt sich nur, wenn 
die steuerlichen Vorteile durch den Sonderausgabenabzug größer sind als die Steuermehrbelastung 
beim Empfänger des Unterhalts.
Unterhaltszahlungen für ein Kind können nur abgesetzt werden, wenn für das Kind kein Anspruch 
auf Kindergeld oder Kinderfreibetrag mehr besteht.
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Krankenkassen-Bonus: Bescheinigung kann Sonderausgabenkürzung abwenden

Zahlreiche Krankenkassen bieten Bonusprogramme an, mit denen sie gesundheitsbewusstes 
Verhalten ihrer Versicherten finanziell belohnen - der Bonus kann 150 EUR im Jahr oder sogar mehr 
betragen. Wer beispielsweise an Vorsorgeuntersuchungen teilnimmt, Sport- oder Ernährungspro-
gramme nutzt, eine Mitgliedschaft im Fitnessstudio hat oder sich impfen lässt, wird mit Sach- oder 
Geldprämien belohnt.
Aber Achtung: Steuerlich gesehen sind solche Bonuszahlungen lediglich bis zu einer Höhe von maxi-
mal 150 EUR unbeachtlich. Erhält der Versicherte mehr, muss er dem Finanzamt (FA) unter Umstän-
den darlegen, dass es sich um reine Bonusleistungen handelt - und nicht etwa um eine Beitragsrück-
erstattung, die den Sonderausgabenabzug mindert. Zum Hintergrund: Das Bundesfinanzministerium 
hatte im Dezember 2021 festgelegt, dass Zahlungen aus Bonusprogrammen der Krankenkassen bis 
zu einer Höhe von 150 EUR nicht als Beitragserstattungen gelten und somit nicht den Sonderausga-
benabzug mindern. Die Verwaltungsregelung galt zunächst nur bis zum 31.12.2024, wurde aller-
dings mittlerweile gesetzlich festgeschrieben und gilt dauerhaft.
Beträgt eine Bonuszahlung mehr als 150 EUR, mindert der darüber hinausgehende Betrag also 
direkt den Sonderausgabenabzug, da das FA erst einmal von einer Beitragsrückerstattung ausgeht. 
Dies kann der Steuerzahler aber verhindern, indem er seine Krankenkasse um eine Bescheinigung 
bittet. In dieser sollte bestätigt werden, dass

- die über 150 EUR hinausgehenden Bonuszahlungen auf Gesundheitsmaßnahmen entfallen, die 
nicht im Basisversicherungsschutz enthalten sind oder der Förderung gesundheitsbewussten 
Verhaltens dienen und
- diese Leistungen von der versicherten Person privat finanziert wurden.

Stellt die Krankenkasse eine solche Bescheinigung aus, bleibt die Bonuszahlung also steuerlich 
außen vor und mindert nicht die Höhe der Sonderausgaben.
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Alterseinkünfte: Renten müssen immer häufiger versteuert werden

Früher konnten sich die meisten Ruheständler vom Finanzamt verabschieden, wenn sie ihr aktives 
Berufsleben hinter sich ließen und neben ihren Alterseinkünften nicht mehr über erhebliche zusätz-
liche Einkünfte verfügten. Dies gilt heute jedoch nicht mehr, denn immer mehr Renten sind mittler-
weile steuerpflichtig.
Zum Hintergrund: Vor 2005 wurden Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung und Beam-
tenpensionen unterschiedlich besteuert. Das Bundesverfassungsgericht hatte dies beanstandet und 
vom Gesetzgeber verlangt, für eine Gleichbehandlung zu sorgen. Deshalb wurde ab dem Jahr 2005 
mit dem Alterseinkünftegesetz einheitlich die sogenannte nachgelagerte Besteuerung eingeführt. 
Die Beiträge, die während des Arbeitslebens in die Rentenversicherung eingezahlt werden, sind 
demnach steuerfrei. Dies senkt die Steuerlast während der Phase der Erwerbstätigkeit. Dafür 
müssen dann jedoch die Rentenzahlungen versteuert werden.
Der Systemwechsel konnte nicht in einem Schritt umgesetzt werden, stattdessen wurden lange 
Übergangsphasen eingeführt, in denen die steuerliche Belastung der Altersrenten und die Steuer-
freistellung für die Beiträge schrittweise ansteigen. Erst ab 2025 sollten die Beiträge zu 100 % steu-
erfrei sein, während die volle Besteuerung der Renten erst 2040 erreicht werden sollte. Schon früh 
wurde kritisiert, dass es in verschiedenen Fällen zu einer unzulässigen Doppelbesteuerung kommen 
könnte, weil während der Übergangszeit noch ein großer Teil der Altersvorsorgeaufwendungen aus 
versteuertem Einkommen aufgebracht werden müsste.
Einigkeit bestand darüber, dass eine doppelte Besteuerung nicht gegeben ist, wenn die Summe der 
voraussichtlich steuerfrei bleibenden Rentenzahlungen mindestens genauso hoch ist wie die 
Summe der aus versteuertem Einkommen aufgebrachten Altersvorsorgeaufwendungen. Im Jahr 
2021 stellte der Bundesfinanzhof (BFH) fest, dass bis dahin in den meisten Fällen keine Doppelbe-
steuerung von Renten vorlag. Anders kann es bei Selbstständigen sein, die ihre vollen Beiträge selbst 
aus ihrem versteuerten Einkommen aufbringen müssen. Da die Rentenfreibeträge jedoch für jeden 
Jahrgang weiter sinken, steigt das Risiko einer zukünftigen Doppelbesteuerung.
Der Gesetzgeber hat auf das BFH-Urteil reagiert und mit dem Jahressteuergesetz 2022 festgelegt, 
dass die Altersvorsorgeaufwendungen schon ab 2023 steuerlich zu 100 % abziehbar sind. Mit dem 
Wachstumschancengesetz wurde dann ab 2023 geregelt, dass der Besteuerungsanteil für jeden 
neuen Renteneintrittsjahrgang nicht mehr um wie bisher 1,0 Prozentpunkte, sondern nur noch um
0,5 Prozentpunkte ansteigt. Damit wird eine Vollbesteuerung der Renten erst ab 2058 erreicht und 
nicht bereits ab 2040. Wer im Jahr 2024 in den Ruhestand gegangen ist, muss nun 83 % seiner Ren-
tenbezüge versteuern.
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Einspruchsfrist verlängert sich: Bescheide gelten erst am vierten Tag nach Postaufgabe als 
bekanntgegeben

Versendet das Finanzamt einen Steuerbescheid, geschieht dies in aller Regel über den Postweg. Da 
einfache Briefe keine Sendungsverfolgung ermöglichen, ist es schwierig zu überprüfen, wann der 
Brief tatsächlich dem Steuerzahler zugestellt wurde. Da der Bekanntgabezeitpunkt insbesondere für 
die Berechnung steuerlicher Fristen wichtig ist, gilt nach der Abgabenordnung eine gesetzliche 
Vermutungsregel, wann Verwaltungsakte als bekanntgegeben gelten.
Bislang galt die Regelung, dass Verwaltungsakte bei Inlandszustellung am dritten Tag nach der Auf-
gabe zur Post als bekanntgegeben gelten. Diese sogenannte Zustellungsfiktion hat sich ab dem 
01.01.2025 von drei auf vier Tage erhöht. Damit wurde den längeren Laufzeitvorgaben für die 
Zustellung von Briefen durch das Postrechtsmodernisierungsgesetz vom Sommer 2024 steuer-
rechtlich Rechnung getragen.
Hinweis: Bisher musste die Deutsche Post inländische Briefsendungen zu 95 % am zweiten Werktag 
nach der Einlieferung zugestellt haben. Seit 2025 gilt diese Quote erst für den dritten Werktag nach 
der Einlieferung. Damit hat die Deutsche Post einen Tag mehr Zeit für die Briefzustellung.
Mit der neuen Vier-Tage-Regelung gilt der Steuerbescheid nun also erst am vierten Tag nach Post-
aufgabe als bekanntgegeben, so dass auch die Einspruchsfrist einen Tag später endet. Die Zustel-
lungsfiktion gilt auch für elektronisch abrufbare Steuerbescheide im Elster-Portal - zwischen digita-
lem und postalischem Versand wird rechtlich kein Unterschied gemacht.
Fällt das Ende der neuen Viertagefrist auf einen Samstag, Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag, 
verschiebt sich der Bekanntgabezeitpunkt auf den nächsten Werktag.

Hinweis: Anwendbar ist die neue Viertagefrist auf alle Verwaltungsakte, die nach dem 31.12.2024 
zur Post gegeben, elektronisch übermittelt oder elektronisch zum Abruf bereitgestellt werden. Sie 
gilt auch, wenn der Steuerbescheid dem Steuerzahler nachweislich früher zugegangen ist.
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Statistik für 2024: Staatsdefizit erhöht sich auf 118,8 Milliarden EUR

Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, lag das Finanzierungsdefizit des Staates nach 
vorläufigen Berechnungen im Jahr 2024 bei 118,8 Mrd. EUR. Es lag somit um 15,0 Mrd. EUR höher 
als noch im Jahr 2023. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) in jeweiligen Preisen errechnet sich 
für das Jahr 2024 eine Defizitquote von 2,8 % (2023: 2,5 %).
Mit 62,3 Mrd. EUR entfiel gut die Hälfte des gesamtstaatlichen Finanzierungsdefizits im Jahr 2024 
auf den Bund. Allerdings konnte der Bund sein Finanzierungsdefizit damit gegenüber dem Vorjahr 
um 30,5 Mrd. EUR verringern. Bei Ländern und Gemeinden gab es hingegen deutliche Defizitzu-
wächse: Das Defizit der Länder verdreifachte sich im Vorjahresvergleich auf 27,3 Mrd. EUR (2023: 
9,0 Mrd. EUR).
Das Defizit der Gemeinden erhöhte sich um 7,6 Mrd. EUR auf 18,6 Mrd. EUR. Die Sozialversiche-
rung wies im Jahr 2024 ein Finanzierungsdefizit von 10,6 Mrd. EUR auf, nachdem sie 2023 noch 
einen Überschuss von 9,0 Mrd. EUR erreicht hatte. Damit verzeichneten erstmals seit dem Jahr 
2009 alle vier Teilsektoren des Staates ein Finanzierungsdefizit.
Die Steuereinnahmen des Staates erhöhten sich im Jahr 2024 um 3,5 %. Bei der Mehrwertsteuer 
wurde ein Zuwachs von 2,4 % verzeichnet, die Einnahmen aus Einkommensteuern stiegen um 3,6 
%. Die Sozialbeiträge fielen um 6,5 % höher aus als im Vorjahr.
Die Ausgaben des Staates erhöhten sich im Jahr 2024 allerdings um 5,3 % auf 2.131,6 Mrd. EUR. 
Sie stiegen damit stärker als die Einnahmen. So erhöhten sich die Zinsausgaben gegenüber dem 
Vorjahr um 24,2 %. Die monetären Sozialleistungen stiegen um 7,0 %. Dies resultierte in erster Linie 
aus höheren Ausgaben für Renten und Pensionen. Erheblich mehr wurde auch für das Pflegegeld 
und für das Bürgergeld ausgegeben. Die sozialen Sachleistungen nahmen um 8,0 % zu.
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